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rangiger Bedeutung sind, also ein bestimmter Stand der gesellschaftlichen Entwicklung, 
eine bestimmte klassenmäßige Struktur«. Damit zieht er die »soziale« Gemeinschaftlich­
keit der nationalen vor. Die nationale Gemeinschaftlichkeit spielt jedoch noch insofern 
eine Rolle, als sie dazu führt, daß die »soziale« Gemeinschaft einen Staat auf nationaler 
Grundlage bildet. Bereits auf dem VI. Parteitag der SED hatte der spätere Außenminister 
der DDR, Otto Winzer, am 18. 1. 1963 erklärt:

»Das Selbstbestimmungsrecht gibt nicht nur den Nationen und Völkern, sondern auch Teilen 
von Völkern und Nationen das Recht, ihre innere Ordnung ohne äußere Einmischung zu bestim­
men.« (Neues Deutschland vom 19. 1. 1963)

Im selben Jahr hatte sich Johannes Kirsten, obwohl er nach seinen eigenen Worten zu­
nächst Zweifel hegte, in einer Buchbesprechung dazu bekannt, daß auch Teilvölker und 
Teilnationen Subjekte des Selbstbestimmungsrechtes sein können (StuR 1973,
S. 1234/1235).

In der Rechtswissenschaft der DDR waren Arzingers Ansichten zunächst umstritten. 6 
Anläßlich der Verteidigung seiner Habilitationsschrift (Bericht von Rudolf Meißner, 
Deutsche Außenpolitik 1964, S. 786 ff., hier S. 789) mußte er sich der Kritik von Kolle­
gen erwehren. So vertrat Georg Schirmer die Meinung, daß die Überlegungen Arzingers 
dazu führen müßten, daß zwischen der Bevölkerung der DDR und der Bundesrepublik im 
Prinzip kein anderes Verhältnis bestehe als zwischen zwei beliebigen Staaten unterschied­
licher Gesellschaftsordnung, beispielsweise Bulgarien und Griechenland. Das Selbstbe­
stimmungsrecht der deutschen Nation existiere weiter und umfasse alle Zwischenstadien 
und Prozesse bis zur Wiedervereinigung Deutschlands auf neuer sozialer Grundlage. Peter 
Alfons Steiniger vertrat eine ähnliche Meinung hinsichtlich des Fortbestehens eines ge­
samtdeutschen Selbstbestimmungsrechts. Gerhard Reintanz meinte sogar, es gäbe auf der 
Grundlage eines gesamtdeutschen Selbstbestimmungsrechts eine Rechtspflicht zur Wie­
dervereinigung. Walter Poeggel wies jedoch darauf hin, daß eine der möglichen Schlußfol­
gerungen aus einem einheitlichen Selbstbestimmungsrecht der deutschen Nation die For­
derung nach freien Wahlen in ganz Deutschland sei. Diese sei aber abzulehnen.

Schon vor der Änderung der Verfassung im Jahre 1974 hatte die Partei- und Staatsfüh- 7 
rung der DDR, offensichtlich als Reaktion auf die Politik der Bundesregierung zur Ver­
besserung der innerdeutschen Beziehungen unter Berufung auf die Einheit der Nation 
(Ausführungen des Bundeskanzlers Brandt in Kassel am 21. 5 1970, Bulletin Nr. 71 vom
23. 5. 1970), begonnen, eine Abgrenzungspolitik zu betreiben. Im Bericht des Politbüros 
des ZK der SED an das 14. Plenum des ZK der SED, erstattet von Paul Verner am 
9- 12. 1970, hieß es, zwischen den beiden gegensätzlichen Gesellschaftsordnungen Sozialis­
mus und Imperialismus könne es keine Annäherung geben, sondern es vollziehe sich ein 
objektiver Prozeß der Abgrenzung (Neues Deutschland vom 10. 12. 1970). Auf dem 
9- Plenum des ZK der SED vertrat Erich Honecker am 28. 5. 1973 die Meinung, in der 
DDR entwickele sich die sozialistische Nation unter Führung der Arbeiterklasse (Neues 
Deutschland vom 29. 5. 1973) (s. Rz. 51-58 zu Art. 1).

Mit diesen und vielen anderen gleich- oder ähnlich lautenden Erklärungen hoher Partei- 
und Staatsfunktionäre war der Weg geebnet zur apodiktischen Feststellung in der Präam­
bel, das Volk der DDR habe sein Recht auf sozial-ökonomische, staatliche und nationale 
Selbstbestimmung verwirklicht.
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